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1. Vorüberlegungen

„Die PDS Berlin spricht sich gegen das Instrument der Auswahlgespräche aus und hält die Abiturnote trotz der begrenzten Aussagekraft für Studierfähigkeit und die gleichberechtigte Anrechnung von Wartezeiten für ein dem öffentlichen Hochschulwesen angemesseneres Entscheidungskriterium. Um den Zugang zu stark nachgefragten, aber nur begrenzt zur Verfügung gestellten Studienplätzen zu regeln und die verfassungsrechtlich gebotene Ausschöpfung der Lehrkapazität sicher zu stellen, spricht sich die Berliner PDS für den Erhalt und die Reform der Zentralstelle für die Vergabe von Studienplätzen (ZVS) aus.“ Auszug aus dem Beschluss „wissen-schafft-stadt“ der Berliner PDS, gefasst auf dem Parteitag zur Hochschulpolitik am 4.4.2004

Der Bundesgesetzgeber nimmt, aufbauend auf die Empfehlung des Wissenschaftsrates zum Hochschulzugang
, mit der siebenten Novelle des HRG folgende Probleme in den Blick:

· hohe Abbrecher- und Wechslerquoten 

· zu geringe Studienanfängerquote

· soziale Ungleichheit in der Bildungsbeteiligung

· mangelnde Profilbildung und Wettbewerb unter den Hochschulen

Als Problemlösung ist auf Bundesebene eine Neuregelung des Zugangs für bundesweit zulassungsbeschränkte Studiengänge beschlossen worden, die eine 20:20:60-Regelung
 vorsieht. Innerhalb des Selbstauswahlkontingents der Hochschulen wird, entsprechend der Empfehlung des WR, die Abiturdurchschnittsnote als Kriterium „mit maßgeblichem Einfluss“, das heißt mit 51%, gewichtet. Weiterhin werden verschiedene Auswahlverfahren wie Einzelnoten des Abiturs, Studierfähigkeitstests, Auswahlgespräche zur Studienwahl und- motivation vorgesehen.

Diese Zugangsregelungen haben im Vergleich zu den bisherigen folgende gravierende Neudisponierungen zur Folge:

-die Wartezeit als Kriterium bekommt eine deutlich geringere Priorität

-die Abiturdurchschnittsnote wird meist um weitere Kriterien ergänzt, also in gewisser Weise relativiert

-die Hochschulen sollen zur aktiven und intensiven Mitarbeit an den Auswahlverfahren verpflichtet werden

-der Informationsaustausch zwischen Hochschule und Studienbewerbern wird verstärkt

Zur Lösung der oben genannten Probleme tragen die vorgenommenen Änderungen des Hochschulzugangs für sich genommen nur sehr vermittelt etwas bei. Der Wissenschaftsrat hat in seiner Empfehlung deshalb weitere wichtige und zielführendere Maßnahmen vorgeschlagen:

-Beratung und Information von Studieninteressierten müssen erheblich professionalisiert und verbessert werden, insbesondere müssen Studien- und Berufsberatung besser ineinander greifen

-die Einrichtung eines ersten Studienabschnitts als orientierende Studieneingangsphase mit intensiver Beratung und Betreuung

-Hochschulen müssen ihre Lehre besser organisieren und auf die Bedürfnisse der Studierenden ausrichten, um Studienentscheidungen zu stabilisieren

Welchen Zweck erfüllt also die jetzt auf die Landesebene zu übertragende Reformierung des Hochschulzugangs? Wie sind die Wirkungen der einzelnen Maßnahmen im Sinne einer linken Hochschulpolitik zu bewerten und was sollte gegebenenfalls geändert werden?

Die Absenkung der Wartezeitquote auf das verfassungsmäßig unbedingt Gebotene halten wir nicht für gerechtfertigt. Gerade die Wartezeit ist ein Kriterium, das es Menschen mit „ungeraden“ Lebensläufen, also Eltern, Berufstätigen jeglicher Profession und Menschen in sozialen Härtelagen, die nicht durch die vorhandenen Vorabquoten erfasst werden, ermöglichte, in das Studium ihrer Wahl zu gelangen. Und dies eben auf Grund eigener Entscheidungen, die sich jedoch nicht in den Rastern eines Studienmotivationstests bewähren mussten. Im Kriterium Wartezeit drückt sich noch am ehesten ein emanzipatorischer Ansatz von individueller Souveränität in Bildungs- und Berufswahlentscheidungen aus, allerdings sind die zum Teil entstandenen Wartezeitquoten von 10 und mehr Semestern AbiturientInnen kaum zuzumuten. Jedoch ist das Kriterium Wartezeit für die Berliner Studienberechtigten eine Chance, trotz insgesamt schlechterer Abiturnoten einen Studienplatz in Berlin zu erhalten. 

Zunächst bleibt die Abiturdurchschnittsnote, inklusive der impliziten Selektionsprozesse, die entscheidende Größe beim Zugang zur Hochschule. Trotzdem erfährt das Abitur eine Abwertung. Diese begründet der Wissenschaftsrat in der schlechten Vergleichbarkeit der Schulabschlüsse der Länder sowie in der schlechten Übertragbarkeit von schulischen Ergebnissen auf den Studienerfolg. Es ist in unseren Augen fraglich, ob diese Probleme nicht eher auf der Ebene der Schulpolitik anzugehen sind, statt den Hochschulzugang auf diesen, sicher unbefriedigenden Zustand, einzustellen.

Ein stärkeres Einbeziehen der Hochschulen in die Auswahl ihrer Studierenden ist ambivalent zu sehen. Fest steht, dass die Entscheidung, welcher Studiengang gewählt wird, nicht mehr den jungen Menschen zugetraut werden soll, da man die Fehlentwicklungen wie Abbrecher- und Wechslerquoten zum großen Teil ihrer mangelnden Entscheidungsfähigkeit -und weniger mangelnden Informationen, schlechten Studienbedingungen etc.-  zuschreibt. Die vom Wissenschaftsrat angemahnte Vielfalt der Problemlösungsmaßnahmen wird nicht angegangen, stattdessen werden die Probleme individualisiert und nur verschoben.

Unabhängig von dieser kritisch gesehenen Verschiebung können differenzierte Auswahlverfahren unter bestimmten Voraussetzungen zu mehr Informationsaustausch zwischen Hochschulen und potenziellen Bewerbern und auch zu mehr Profilbildung der Hochschulen führen. Hochschulen müssen Satzungen für den Zugang erarbeiten, Institute entsprechende praktische Verfahren umsetzen. Studierende müssen sich über die Anforderungen der einzelnen, für sie in Frage kommenden Studiengänge informieren. Ob sich daraus allerdings tatsächliche dauerhaftere Studienentscheidungen ergeben, ist nicht sicher. Dies gilt umso mehr, je standardisierter die einzelnen Bestandteile des Verfahrens, etwa allgemeine Tests, gehalten sind. Standardisierungen sind allerdings notwendig, um eine Gerichtsfestigkeit der Auswahlentscheidungen zu sichern. Ergo: je transparenter und valider, das heißt je allgemeiner die Verfahren sind, desto weniger tragen sie zum Informationsaustausch zwischen Hochschule und Studierwilligen bei. Dies gilt umso mehr, wenn die Möglichkeit besteht, dass einzelne Verfahren an externe Firmen vergeben werden.

Beispiel: Während ein individuelles, unstrukturiertes Vier-Augen-Gespräch zwischen Professor und Bewerber beiden Seiten zu größtmöglicher Information über die gegenseitige Kompatibilität verhelfen kann aber keine Gerichtsfestigkeit besitzt, ist bei einem IQ-Test das Gegenteil der Fall.

Auswahlinstrumente, die einen angemessenen Informationsfluss und damit konsistente Studienentscheidungen begünstigen, sind zwangsläufig die kosten- und personalaufwändigeren. Die Hochschulen werden also angesichts ihrer knappen Mittel eher zu solchen Verfahren greifen, die kostensparend zu verwirklichen sind oder gar keine Selbstauswahl betreiben. Dies zeigen auch Erfahrungen mit der bisherigen Selbstauswahlquote im Land Berlin.

Klopft man die im HRG vorgelegten Auswahlinstrumente auf ihren Wert ab, zu einem sozial gerechteren Hochschulzugang beizutragen und gleichzeitig Fehlentscheidungen von Studienbewerbern möglichst zu verhindern, bleiben große Lücken. Diese Fehler sollten bei eine Umsetzung des Bundesrechts auf Berliner Landesebene vermieden werden, weil die besonderen Bedingungen Berlins -extrem hoher Bewerberüberschuss, Finanzschwäche der Hochschulen, hohe Abbrecherquoten, schwierige soziale Lage vieler Studierender und hohe NettoImportquote- das Problem des „Nadelöhrs“ Hochschulzugang noch einmal verschärfen. Zur Lösung der unzweifelhaft bestehenden Fehlallokationen kann eine Änderung des Hochschulzugangs nur dann etwas beitragen, wenn eine Diversifizierung der Zugangswege gewährleistet ist. Alle Zugangsverfahren haben bestimmte Schwächen, die es zu minimieren gilt.

2. Konkrete Stellungnahme zum Gesetzentwurf

Entsprechend unseres Parteitagsbeschlusses und aufbauend auf die Vorüberlegungen sind folgende Änderungen anzuraten:

Allgemein:

-30-30-40 Parität bei den Zugangsverfahren (40% für Zugangsverfahren)

-wir raten eine schnellstmögliche Regelung des Status der Masterstudiengänge und der Übergangs vom Bachelor zum Master an. Eine Kennzeichnung aller Master als Weiterbildung ist nicht im Sinne der PDS.

-Gespräche zur Motivation, Identifikation mit dem Studium etc. können als zusätzliche Informationsmaßnahme, aber nicht zur Auswahl herangezogen werden (siehe WR-Stellungnahme), Tests zur Studienmotivation bieten weniger Aussagekraft als die Abiturnote und sollten deshalb gestrichen werden. 

-die Modalitäten von Studierfähigkeitstests sind in Verordnungen genauer zu regeln, um das Verfahren für die Studieninteressenten transparent zu halten

-die Anwendungsgebiete von gewichteten Einzelfachnoten (siehe auch Bedenken des WR) sind einzugrenzen (möglicherweise erst bei der Kontrolle der Satzungen auf Zweckmäßigkeit?)

-stattdessen sollten „nachhaltige“ und kostengünstiger zu erschließende Kriterien wie Berufs- und Arbeitstätigkeit eine stärkere Gewichtung bekommen, zusätzlich sollte ein Kriterium „bisherige wissenschaftliche Tätigkeit“ eingefügt werden

-Passbilder sollten nicht zu den für Aufnahmeverfahren geforderten Bewerbungsunterlagen gehören (muss in Rechtsverordnung geregelt werden)

Fragen und Vorschläge:

§3 Abs. 2: Wozu ist hier die Prüfung der Zweckmäßigkeit notwendig? Eine Prüfung der Rechtmäßigkeit würde aus unserer Sicht genügen.

§7: Wir fordern eine Mindestquote von mindestens 5%! Hochproblematisch ist die jetzt formulierte Regelung auch deswegen, weil sie sich nicht mit dem zweistufigen Studienaufbau verträgt. Wer soll als Zweitstudierender definiert werden? Dies muss konkretisiert werden. 

§7+8: Wir regen an, den ersten Master immer zum Erststudium zu zählen. Möglich wäre auch, die derzeit im BerlHG vorgenommene Unterscheidung in konsekutive, Aufbau- und Weiterbildungsstudiengänge wieder aufzunehmen. In der derzeitigen Fassung dürfte es zu Problemen bei der Master-Zulassung kommen.

§8 Abs. 1 ist gegebenenfalls zu konkretisieren.

§9 Abs. 2: 

...nach Abzug der Vorabquoten

1. bis zu 40% von Hundert nach dem Ergebnis eines von der Hochschule durchzuführenden Verfahrens

2. im Übrigen zu gleichen Teilen nach Wartezeit und Qualifikation

vorgenommen.

§9 Abs. 3:

„insbesondere“ im Satz 1 ist zu streichen.

§9: Neuformulierung Punkt c) nach dem Ergebnis eines standardisierten fachspezifischen Studierfähigkeitstests, der einer dauerhaften Überprüfung seiner Eignung für das Verfahren unterliegt   

§9: Unterpunkte c und d tauschen. Und dann „a-c“ für die Vorauswahl.

Streichung Unterpunkte e und f. Wir halten diese Verfahren, wie übrigens auch der Wissenschaftsrat, für nicht aussagekräftig. Sie sind dem Zugang zu öffentlichen Bildungseinrichtungen nicht angemessen.

Einfügung neuer Unterpunkt e:

„e) nach der Art nachgewiesener vorheriger schulischer, außerschulischer, hochschulischer oder sonstiger Betätigungen in wissenschaftlicher Weise, die Aufschluss über Eignung, Vorkenntnisse und Motivation für das gewählte Studium geben können“

§9: Die Vorschrift, dass zusätzlich zur Abiturnote mindestens zwei weitere Kriterien angewandt werden müssen, halten wir für nicht angebracht. Im Sinne der Hochschulautonomie sollten die Hochschulen entscheiden, welche Verfahren sie anwenden.

§9 bzw. 10: Es ist zu prüfen, ob statt des Losverfahrens Genderaspekte bei Gleichheit der BewerberInnen den Ausschlag geben sollten.

§14. Angesichts des erheblichen Aufwands einiger Verfahren und der angespannten Lage in den Studierendenverwaltungen halten wir eine Verlängerung der Übergangsphase über mehrerer Semester für angebracht.

� http://www.wissenschaftsrat.de/texte/5920-04.pdf


� 20%NC, 20%Wartezeit, 60% Selbstauswahl der Hochschulen





